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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

 
[…] 

 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 7, am 30. Januar 2026 durch  
 
[…] 
 
beschlossen: 
 

Die Anträge auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes werden abgelehnt.  

Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragsteller.  

Der Streitwert wird auf 25.000,- Euro festgesetzt.  
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Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
–Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, 
Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,- Euro übersteigt. 
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Gründe: 
 

I. 

 

Die Anträge der Antragsteller, die sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen 

den von der Antragsgegnerin beabsichtigten Umbau des Straßenzugs Jüthornstraße ab 

dem Kontenpunkt Bovestraße und der sich im Verlauf anschließenden Rodigallee bis 

östlich des Knotens Öjendorfer Damm im Bezirk Hamburg-Wandsbek wenden, haben 

keinen Erfolg.  

 

Die Anträge der Antragsteller sind zulässig, haben jedoch in der Sache keinen Erfolg.  

 

1. Die auf Erlass einer Anordnung mit dem Inhalt, die Antragsgegnerin zu verpflichten, 

„den unter dem Maßnahmentitel ‚Erhaltungsmanagementsystem für Hamburgs Straßen 

(EMS-HH), 12782, 13215, 12783, 12927, 13184, Jüthornstraße (westlich Knoten 

Bovestraße) und Rodigallee (bis östlich Knoten Öjendorfer Damm)‘ vorgesehenen Umbau 

der Straße Rodigallee einstweilen zu unterlassen“, gerichteten Anträge sind gemäß  

§ 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO als auf Erlass einer Sicherungsanordnung gerichtet statthaft 

und auch im Übrigen zulässig.  

 

Insbesondere verfügen die Antragsteller über die notwendige Antragsbefugnis. Ihr 

Begehren ist auf die Sicherung eines von ihnen behaupteten Anspruchs gerichtet, von den 

streitbefangenen Baumaßnahmen jedenfalls deshalb verschont zu bleiben, weil der 

Gesamtheit dieser Maßnahmen keine ordnungsgemäße Planung zugrunde liege. Ein 

derartiger Anspruch ist in Anbetracht der von den Antragstellern vorgetragenen 

Begründung, wonach ihre jeweiligen Interessen im Rahmen der nicht-förmlichen 

Straßenplanung nicht fehlerfrei berücksichtigt worden seien, sowie mit Blick auf ihr weiteres 

Vorbringen, welches eine Verletzung ihrer subjektiv-öffentlichen Rechte – aus der 

jeweiligen Eigenschaft als Anlieger bzw. Anliegergewerbe, aber auch aus der Stellung als 

Anwohner in der näheren Umgebung folgend – denkbar erscheinen lässt, jedenfalls nicht, 

worauf es im Rahmen der Antragsbefugnis allein ankommt, von Vorneherein 

ausgeschlossen.  

 

Den Antragstellern fehlt auch nicht, anders als die Antragsgegnerin meint, das erforderliche 

Rechtsschutzbedürfnis, weil sie sich gegen im Zuge der oder im Anschluss an die 

Baumaßnahmen erst noch zu erlassenden straßenverkehrsrechtliche Einzelanordnungen 
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(auf Grundlage von § 45 StVO) wenden könnten. Ein derartiges Vorgehen erscheint nicht 

gleich effektiv bzw. sachnah, weil die Ordnung des Straßenverkehrs einem anderen 

Rechtsregime unterliegt als das für die bauliche Herstellung maßgebliche Straßenrecht und 

ersteres letzteres voraussetzt (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 15.2.2007, 3 Bf 333/04.Z, juris 

Rn. 10). Insbesondere dann, wenn umfangreiche Bauarbeiten erst einmal begonnen haben, 

wird dies in der Regel auch die Ermessensbetätigung der Straßenverkehrsbehörde – in 

Vollendung des Konzepts des Straßenbaulastträgers, d.h. gegebenenfalls zulasten der 

geltend gemachten Belange der Antragsteller – beeinflussen (vgl. hierzu VGH Kassel, 

Beschl. v. 23.11. 1987, 2 TG 3079/87, juris Rn. 6). Schließlich ist die Darstellung der 

Antragsgegnerin, wonach die jedenfalls zeitnah bevorstehenden Baumaßnahmen ohne 

Weiteres reversibel seien, im Abgleich mit der im Übrigen geltend gemachten Bedeutung 

der baulichen Maßnahmen für eine Neuordnung der Verkehre nicht unmittelbar 

nachvollziehbar.  

 

2. Die Anträge bleiben indes in der Sache ohne Erfolg.  

 

Nach § 123 Abs. 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anordnung in 

Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine 

Veränderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des 

Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte (Satz 1). Nach § 123 

Abs. 3 VwGO i.V.m. §§ 920 Abs. 2, 294 ZPO haben die Antragsteller glaubhaft zu machen, 

dass ihnen der streitige Anspruch in der Hauptsache zusteht (sog. Anordnungsanspruch) 

und dessen vorläufige Sicherung bzw. Regelung nötig erscheint (sog. Anordnungsgrund). 

 

Die Antragsteller haben jeweils bereits keinen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.  

 

Als Anspruchsgrundlage kommt hier allein der von den Antragstellern insoweit auch geltend 

gemachte öffentlich-rechtliche Unterlassungsanspruch in Betracht (vgl. auch VG Hamburg, 

Beschl. v. 11.7.2022, 19 E 2676/22, n.v., BA S. 5 f.). Dieser richtet sich gegen hoheitliche 

Maßnahmen – wie die hier streitgegenständliche – und setzt die begründete Besorgnis 

voraus, der Hoheitsträger werde künftig durch sein hoheitliches Handeln rechtswidrig in die 

geschützte Rechts- und Freiheitssphäre des betroffenen Bürgers eingreifen (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 23.5.1989, 7 C 2/87, juris Rn. 48 ff.; Urt. v. 22.10.2014, 6 C 7/13, juris Rn. 20 f.; VGH 

München, Beschl. v. 10.8.2021, 8 CE 21.1989, juris Rn. 40; VG Hamburg, Beschl. v. 

5.5.2022, 5 E 1724/22, juris Rn. 44).   
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Eine solche begründete Besorgnis einer Rechtsverletzung ist vorliegend nicht festzustellen. 

Entgegen dem Vorbringen der Antragsteller gilt dies sowohl für die von ihnen geltend 

gemachte Missachtung eines von ihnen angenommenen Anspruchs auf fehlerfreie 

Berücksichtigung privater Belange im Rahmen der nicht-förmlichen Straßenplanung (hierzu 

unter a.) als auch für eine Verletzung der den einzelnen Antragstellern je nach den 

Umständen ihrer Betroffenheit nach einfachem Recht oder Verfassungsrecht zustehenden 

subjektiven Rechte (hierzu unter b.).  

 

a. Der von den Antragstellen in den Mittelpunkt ihrer Erwägungen gestellte Anspruch 

auf fehlerfreie Berücksichtigung ihrer privaten Belange im Rahmen der nicht-förmlichen 

Straßenplanung dürfte schon grundsätzlich nicht bestehen. Ihrem Ansatz, aus dem 

Umstand, dass die streitgegenständliche Straßenplanung weder in die Form eines 

Planfeststellungsbeschlusses noch in die Form eines (einfachen) Verwaltungsaktes gefasst 

ist, dürfe keine Verkürzung ihrer rechtlichen Positionen folgen, vielmehr seien sie so zu 

stellen, als sei ein förmliches Verfahren durchgeführt worden, kann sich das Gericht nicht 

anschließen. 

 

Im Einzelnen:  

 

Die vorliegend von der Antragsgegnerin auf Grundlage von § 13 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 HWG 

vorgenommene nicht-förmliche Straßenplanung wird nach dieser gesetzlichen Regelung 

nicht durch einen Verwaltungsakt und auch nicht durch eine sonstige Entscheidung mit 

Außenwirkung gegenüber Dritten abgeschlossen. § 13 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 HWG bestimmt 

allein, dass die Wegebaulast alle mit dem Bau und der Unterhaltung der öffentlichen Wege 

zusammenhängenden Aufgaben umfasst (Abs. 1 Satz 1) und Art, Umfang und Zeitpunkt 

der ersten Anlage sowie des Ausbaues eines öffentlichen Weges von der 

Wegaufsichtsbehörde bestimmt werden (Abs. 2). Maßnahmen der nicht-förmlichen 

Straßenplanung sind dementsprechend als reine Verwaltungsinterna anzusehen (vgl. auch 

VG Hamburg, Beschl. v. 16.5.2019, 15 E 1775/19, juris Rn. 35; VG Hamburg, Beschl. v. 

11.7.2022, 19 E 2676/22, n.v., BA S. 3). Dies gilt, wie die Antragsteller nicht in Abrede 

stellen, auch für die streitgegenständliche Planung, die nicht durch einen Bescheid, sondern 

nur mit Hilfe eines Maßnahmentitels (vgl. o.: „Erhaltungsmanagementsystem für Hamburgs 

Straßen (EMS-HH), 12782, …“) zu bestimmen ist. Gegen derartige Verwaltungsinterna ist, 

soweit sie als solche anzuerkennen sind, kein Rechtsschutz eröffnet, zumal mit der 

Bewertung als Internum die Rechtserheblichkeit der Außenwirkung ausgeschlossen wird.  
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Auch aus dem Umstand, dass die interne Straßenplanung durch ihre Umsetzung jedenfalls 

faktisch außenwirksam wird, folgt nach dem Maßstab des Eilverfahrens entgegen der 

Ansicht der Antragsteller keine Veränderung ihrer Rechtsposition in Bezug auf die 

Straßenplanung.  Ihnen dürfte kein Anspruch zuzuerkennen sein, gegenüber der 

Durchführung der Straßenbaumaßnahme entgegen der Entscheidung des 

Landesgesetzgebers zur Ausgestaltung der Planung als Internum so gestellt zu werden, 

als wäre ein förmliches Planungsverfahren durchgeführt worden, in dem sie ihre Belange 

vortragen und eine durch entsprechende Dokumentation nachvollziehbare 

Berücksichtigung in der abwägenden Planentscheidung verlangen können. Dieser in dem 

spezifischen Rechtsregime der Planfeststellung anerkannte Anspruch auf fehlerfreie 

Berücksichtigung der Interessen der von der Planung Betroffenen nimmt gerade ein über 

die subjektiv-öffentlichen Rechte, insbesondere das, was nach Art. 14 Abs. 1 oder Art. 2 

Abs. 2 GG verfassungsrechtlich geboten ist, hinausgehendes Abwägungsmaterial in den 

Blick (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.11.1983, 4 C 82/80, juris Rn. 19 zu § 17 Abs. 1 FStrG).  

 

Für einen in dieser Weise erweiterten Rechtskreis auch bei der nicht-förmlichen 

Straßenplanung bietet § 13 Abs. 1, 2 HWG keine Anhaltspunkte. Auch aus dem übrigen 

Normbestand ergeben sich keine Vorgaben für ein sachgerechtes, gleichwohl nicht-

förmliches Handeln des Wegebaulastträgers, in dessen Rahmen eine derartige 

nachprüfbare Abwägung zu erfolgen hätte. Das Hamburgische Wegegesetz enthält für die 

nicht-förmliche Straßenplanung keinerlei Bestimmungen über Anforderungen an den 

Verfahrensablauf, einschließlich etwaiger Vorgaben zur Öffentlichkeitsbeteiligung (so nur 

in dem hier nicht einschlägigen § 13b HWG), zu Transparenz- oder 

Dokumentationsvorgaben. Ein Rückgriff auf die Vorschriften des Hamburgischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes, insbesondere die §§ 73 bis 78 HmbVwVfG, ist nicht 

möglich, weil § 72 Abs. 1 HmbVwVfG die Anwendbarkeit jener Normen gerade nur für den 

Fall eröffnet, dass ein Planfeststellungsverfahren durch Rechtsvorschrift angeordnet (oder 

ermöglicht: vgl. § 15 Abs. 1 Satz 3 HWG) ist.  

 

Der konkrete tatsächliche Befund betreffend das Vorhaben Rodigallee, nämlich 

insbesondere der erkennbare Aufwand der Behörde bei der Ermittlung ihrer tatsächlichen 

Entscheidungsgrundlagen, die faktische Öffentlichkeitsbeteiligung und der erhebliche 

Umfang der seitens der Antragsgegnerin im Hinblick auf die angegriffenen 

Umbaumaßnahmen gelieferten Begründungen und Dokumentationen führt vorliegend zu 

keinem anderen Ergebnis. Wie die Antragsgegnerin ausführt, wurde neben der 

verwaltungsinternen Verschickung der Planungen insbesondere gerade keine (förmliche) 
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Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt (Schriftsatz d. Antragsgegnerin v. 5.9.2025, S. 

6), so dass die Antragsgegnerin sich nicht eine Widersprüchlichkeit ihres Verhaltens 

entgegenhalten lassen muss, wenn sie gegenüber dem Rechtsschutzbegehr der 

Antragsteller geltend macht, ihre interne Entscheidung sei nicht nach den Maßstäben der 

Planfeststellung zu beurteilen. 

 

Die trotz allem gegebene Möglichkeit der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 

für den Bau oder die Änderung anderer öffentlicher Wege hängt gemäß § 15 Abs. 1 Satz 3 

HWG in zweierlei Hinsicht von einer von den subjektiven Rechten der Antragsteller 

unabhängigen eigenen, d.h. im Ergebnis wesentlich verkehrspolitisch bestimmten 

Entscheidung der Antragsgegnerin ab, nämlich zum einen über die Antragstellung als 

Trägerin der Wegebaulast und zum anderen über die Entscheidung als 

Planfeststellungsbehörde (nach der Gesetzesbegründung soll ihr ein Ermessen hinsichtlich 

der Entscheidung, ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, zustehen, s. 

Bürgerschaftsdrs. 18/4409, S. 5), die hier gerade nicht zugunsten der Durchführung eines 

Planfeststellungsverfahrens getroffen wurde. 

 

Die Kammer hat keine für das Eilverfahren durchgreifenden Bedenken dahingehend, dass 

die Entscheidung des Landesgesetzgebers, die Straßenplanung nach dem Hamburgischen 

Wegegesetz im Grundsatz als nicht-förmliches Verfahren (einschließlich der [fakultativen] 

Möglichkeit der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens) auszugestalten, nicht mit 

dem Rechtsstaatsprinzip im Einklang stehen könnte. Die gesetzgeberische Entscheidung 

zugunsten der nicht-förmlichen Planung hat nicht die Beschränkung subjektiver Rechte zur 

Folge, sondern sie führt allein dazu, dass gegenüber dem allgemeinen Rechtsbestand kein 

Mehr an justiziablen Ansprüchen gewährt wird. Diesem „Mehr“ steht jedoch im 

Planfeststellungsrecht gegenüber, dass die Abwägungsentscheidung nicht allein die 

Interessen bzw. Belange Privater ungünstig betreffen, sondern auch regelnd in ihre 

subjektiven Rechte eingreifen kann. Ein weiterer, wesentlicher Unterschied ist damit 

verbunden, dass sich der dem Anspruch auf abwägungsfehlerfreie Entscheidung zugrunde 

liegende Ansatz „Rechtsschutz durch Verfahren“ nur über Vorgaben zum Verfahren 

verwirklichen lässt, was im Widerspruch zur „Nicht-Förmlichkeit“ stünde. Daher kann sich 

die Kammer auch nicht der Rechtsprechung einiger Obergerichte anschließen, die für die 

nicht-förmliche Planung einen Anspruch Betroffener auf fehlerfreie Berücksichtigung ihrer 

privaten, unterhalb der Schwelle subjektiver Rechte liegenden Belange bejahen – jedenfalls 

soweit diesen Entscheidungen ein genereller Aussagegehalt in Bezug auf nicht-förmliche 

Planungen zugesprochen wird (vgl. VGH Kassel, Beschl. v. 23.11.1987, 2 TG 3079/87, juris 



- 8 -  
 
 
 

 
- 9 - 

 

Rn. 10; Beschl. v. 26.2.2021, 2 B 2698/20, juris Rn. 11 [jeweils von „rechtsstaatlichen 

Mindestanforderungen“ der Planung sprechend]; positiv bezugnehmend auf die Rspr. des 

VGH Kassel: VGH München, Beschl. v. 27.5.2021, 8 CE 21.1289, juris Rn. 11; OVG 

Weimar, Beschl. v. 20.12.2024, 5 EO 211/24, juris Rn. 28 f. [einen Fall betreffend, in dem 

seitens der Behörde „freiwillig“ eine förmliche Planfeststellung durchgeführt wurde]; ferner 

OVG Münster, Beschl. v. 13.10.2000, 11 B 1186/00, juris Rn. 3 [unter Beschränkung der 

gerichtlichen Kontrolle auf das Abwägungsergebnis]; Urt. v. 15.9.1994, 23 A 1064/92, juris 

– nur Leitsätze; bislang ausdrücklich offengelassen von OVG Hamburg, Beschl. v. 

15.2.2007, 3 Bf 333/04.Z, juris Rn. 11; Beschl. v. 2.10.1998, 2 Bs 356/98, juris Rn. 5). 

Insbesondere rechtfertigt die Verneinung eines Anspruchs Privater auf fehlerfreie 

Berücksichtigung ihrer Interessen in einer planerischen Abwägung auch nicht die von den 

Antragstellern formulierte Annahme, dass die Antragsgegnerin bei Verneinung eines 

ebensolchen Anspruchs bei der nicht-förmlichen Straßenplanung gleichsam in einem 

„rechts(schutz)freien“ Raum agieren würde. Anders als im Planfeststellungsrecht, das mit 

einem rechtsgestaltenden, gegebenenfalls bestandskräftigen Verwaltungsakt 

abgeschlossen wird, verbleibt den Antragstellern gegenüber dem auf nicht-förmlicher, rein 

interner Planung beruhenden Umbau der Schutzanspruch, dass ihre subjektiven Rechte 

durch Umbau nicht verletzt werden dürfen (vgl.u.).  

 

Entsprechendes gilt für die von den Antragstellern (teilweise) ergänzend zu ihrer Forderung, 

ihren (vermeintlichen) Anspruch auf abwägungsfehlerfreie Entscheidung zu wahren, 

angeführte Rüge fehlender Planrechtfertigung. Insoweit ist auch hier zu berücksichtigen, 

dass an die nicht-förmliche Planung bereits ihrer Struktur nach geringere Anforderungen 

gestellt werden und dass der Gesetzgeber insoweit keine weitergehenden 

Voraussetzungen geschaffen hat. Im Übrigen wäre ein Erfordernis der Planrechtfertigung 

nicht geeignet, vorliegend die Rechtswidrigkeit der Planung selbst im Hinblick auf die 

vorgesehene, für die Antragsteller nach ihren insoweit nachvollziehbaren Darlegungen 

nachteilige Umgestaltung der öffentlichen Wegeflächen einschließlich der Gefahr der 

Verschlechterung der Leichtigkeit des Verkehrs zu begründen. Das Institut der 

Planrechtfertigung ist praktisch nur bei groben und einigermaßen offensichtlichen 

Missgriffen wirksame Schranke der Planungshoheit (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.7.2001, 11 C 

14/00, juris Rn 32; Urt. v. 3.7.1971, IV C 64.70, juris Rn. 21); im Hinblick auf die in dem Plan 

angelegte Veränderung der Nutzungsmöglichkeiten für verschiedene Verkehrsträger ist 

zudem zu berücksichtigen, dass ein Planungsträger mit einer Planung selbst andere als im 

einschlägigen Fachplanungsrecht umschriebene Ziele verfolgen darf, ohne dass dies zu 
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Lasten der Planrechtfertigung ginge (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.4.2014, 9 A 25.12, juris Rn 75 

m.w.N.).  

 

b. Die Antragsteller haben nicht glaubhaft gemacht, dass die Durchführung der 

streitgegenständlichen Umbaumaßnahmen zu einer Verletzung ihrer ihnen gemäß 

einfachem Recht oder Verfassungsrecht zustehenden subjektiven Rechte führen und somit 

rechtswidrig in ihre von der Rechtsordnung geschützte Rechts- und Freiheitssphäre 

eingreifen wird. 

 

Im Einzelnen:  

  

aa. Es ist nicht zu erkennen, dass auch nur einer der Antragsteller durch die 

bevorstehende Umbaumaßnahmen in seinem durch Art. 14 GG – bzw. durch das die 

Eigentumsgarantie näher ausfüllende einfache Recht (allein dieses für maßgeblich haltend: 

VGH München, Beschl. v. 10.8.2021, 8 CE 21.1989, juris Rn. 49 m.w.N.) – geschützten 

Anliegergebrauch überhaupt beeinträchtigt wäre, jedenfalls soweit auf das Grundeigentum 

der diesbezüglich betroffenen Antragsteller und nicht auf das (auf Freiberufler entsprechend 

anwendbare) Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb (hierzu 

nachfolgend unter bb.) abgestellt wird. Auch ist nicht zu erkennen, dass die Antragsteller in 

sonstigen grundrechtlichen Positionen verletzt würden.  

 

Der Umfang des rechtlich geschützten Anliegergebrauchs reicht nach ständiger 

obergerichtlicher und höchstrichterlicher Rechtsprechung nur soweit, wie der Anlieger zur 

angemessenen (eigentumsgerechten) Nutzung seines Grundstücks auf die Benutzung der 

Straße angewiesen ist. Dazu gehört in erster Linie der Zugang zur Straße, d.h. eine der 

tatsächlichen und rechtlich zulässigen Nutzung des Grundstücks entsprechende 

Verbindung zum Straßennetz; darüber hinausgehende Anforderungen an die 

Beschaffenheit des Straßennetzes selbst, insbesondere Ansprüche auf Aufrechterhaltung 

bestimmter vorteilhafter Verkehrsverbindungen, lassen sich aus dem eigentumsrechtlich 

geschützten Anliegergebrauch nicht herleiten (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.11.1983, 4 C 82/80, 

juris Rn. 16). Der Anliegergebrauch umfasst auch nicht die Benutzung einer – 

uneingeschränkt zum Straßenverkehr gewidmeten – Straße zum Zwecke des Parkens (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 6.8.1982, 4 C 58/80, juris Rn. 12; BVerwG, Beschl. v. 20.12.1991, 3 B 

118/91, juris Rn. 6; OVG Münster, Beschl. v. 11.10.2024, 8 B 731/24, juris Rn. 7). Unter 

den Antragstellern nehmen allein die Antragsteller zu 1), zu 4) und zu 5) auf ihr von ihnen 

jeweils auch selbst bewohntes Grund- bzw. Wohnungseigentum Bezug. Dabei machen sie 
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jedoch nicht geltend, dass ihnen durch die streitgegenständlichen Umbaumaßnahmen die 

Verbindung zum Straßennetz genommen würde. Dies erschiene auch deshalb fernliegend, 

weil die genannten Antragsteller nicht Anlieger des von den Umbaumaßnahmen 

betroffenen Straßenabschnitts sind, sondern an umliegenden, nicht allein an die Rodigallee 

angebundenen Straßen ansässig sind. Der Anlieger muss den Gemeingebrauch Dritter 

ebenso hinnehmen wie Behinderungen und andere, den Gemeingebrauch tatsächlich 

einschränkende Maßnahmen, die aus dem Zweck und dem allgemeinen Gebrauch der 

Straße folgen. Nur die Straße muss überhaupt als „Verkehrsmittler“ erhalten bleiben 

(BVerwG, Urt. v. 29.4.1977, IV C 15.75, juris Rn. 19; Urt. v. 6.8.1982, 4 C 58/80, juris Rn. 

13). Dementsprechend hat ein Straßenanlieger auch verkehrslenkende Maßnahmen, die 

möglicherweise zu einem Anwachsen des Straßenverkehrs vor seinem Grundstück führen, 

als sogenannte situationsbedingte Folge der Wohnlage an einer Straße grundsätzlich 

hinzunehmen (vgl. VGH München, Beschl. v. 29.11.2024, 8 CS 24.1462, juris Rn. 43). Für 

die von den Antragstellern zu 1), zu 4) und zu 5) angeführten Straßen bedeutet dies, dass 

nach dem Maßstab der subjektiven Rechte auch das dort von ihnen befürchtete höhere 

Verkehrsaufkommen hinzunehmen ist. Etwas anderes ergibt sich auch nicht nach dem 

Maßstab der allgemeinen Handlungsfreiheit i.S.v. Art. 2 Abs. 1 GG, da hierauf bezogen die 

geplante Änderung des öffentlichen Weges nicht als Eingriff zu werten ist.  

 

Soweit sich die Ausführungen für den Antragsteller zu 1) und den Antragsteller zu 4) auf 

durch Ausweichverkehre verursachte erhöhte Lärm- und Abgasbelastungen beziehen, sind 

sie zwar im Ansatz nachvollziehbar, jedoch nicht hinreichend substantiiert, um hier 

zusätzliche Immissionsbelastungen einer Qualität zugrunde zu legen, dass die Gesundheit 

schwer geschädigt (Art. 2 Abs. 2 GG) oder das (Grund-)Eigentum schwer und unerträglich 

betroffen würde (vgl. OVG Lüneburg, Beschl. v. 24.1. 2018, 7 ME 110/17, juris Rn. 8). 

Erforderlich wäre eine substantiierte Darlegung der prognostizierten Überschreitung 

insoweit relevanter Grenzwerte (vgl. hierzu VGH München, a.a.O.). Auch die überdies von 

den Antragstellern jeweils geltend gemachte Gefahr erhöhter Staubildung auf der 

Rodigallee liegt nicht gesichert erkennbar oberhalb der für einen Eingriff in Art. 2 Abs. 1 GG 

zu fordernden Erheblichkeitsschwelle; zum Maßstab trägt insoweit bei, dass auch gegen 

die (Teil-)Einziehung einer Straße allein unter Berufung auf die allgemeine 

Handlungsfreiheit kein Rechtsschutz gewährt wird (vgl. VGH München, Beschl. v. 

29.11.2024, 8 CS 24.1462, juris Rn. 29 unter Bezugnahme auf BVerwG, Beschl. v. 

6.4.2017, 7 B 10.16, juris insb. Rn. 9).  
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bb. Soweit für die Antragsteller zu 2), zu 3), zu 6), zu 7), zu 8), zu 9) und zu 10) zur 

Begründung ihrer Anträge auf die von ihnen befürchteten negativen Auswirkungen des 

Straßenumbaus auf ihre Geschäfts- bzw. Praxisbetriebe abgestellt wird, ist mit Blick auf 

keinen dieser Antragsteller eine Verletzung des vom Schutz des Eigentumsgrundrechts 

(Art. 14 GG) umfassten Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbe- bzw. 

freiberuflichen Betrieb hinreichend glaubhaft gemacht.  

 

Ob die betroffenen Antragsteller glaubhaft gemacht haben, hinsichtlich der Betriebstätten 

im Sinne des in § 3 Abs. 1 HWG normierten engen Anliegerbegriffs dinglich berechtigt zu 

sein, kann allerdings dahinstehen. Denn nach Ansicht der Kammer muss das Recht am 

eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb gewerblichen Nutzungsberechtigten 

deshalb, weil die Betriebsstätte regelmäßig in enger Verbindung mit dem Eigentum am 

Betrieb selbst steht, ein Anliegerrecht an dem Betriebsgrundstück einräumen. Wie auch im 

Falle des Anliegergebrauchs des Grundeigentümers reicht jedoch auch das durch das 

Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb vermittelte Anliegerrecht nur so 

weit, wie der nutzungsberechtigte Anlieger zur angemessenen (eigentumsgerechten) 

Nutzung des Grundstücks auf die Benutzung der Straße angewiesen ist (vgl. VGH 

München, Beschl. v. 10,8.2021, 8 CE 21.1989, juris Rn. 50 unter Verweis auf BVerwG, 

Beschl. v. 11.5.1999, 4 VR 7/99, juris Rn. 5; OVG Lüneburg, Beschl. v. 29.12.2014, 7 ME 

53/15, juris Rn. 10).  Grundsätzlich bedeutet dabei die Gewährleistung der Zugänglichkeit 

auch bei einem Gewerbebetrieb weder eine Bestandsgarantie hinsichtlich der 

Ausgestaltung und des Umfangs der Grundstücksverbindung mit der Straße noch die 

Gewährleistung von „Bequemlichkeit oder Leichtigkeit des Zu- und Abgangs“ (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 6.8.1982, 4 C 58/80, juris Rn. 12). Hinzu kommt, dass ein Gewerbebetrieb den 

Schutz des Art. 14 GG nur so weit genießt, wie der Unternehmer Inhaber einer 

Rechtsstellung ist, d.h. soweit er gegen Beeinträchtigung seines eingerichteten und 

ausgeübten Gewerbebetriebes rechtlich abgesichert ist. Bloße objektivrechtlich nicht 

geschützte Erwerbsmöglichkeiten, Gewinnaussichten, Hoffnungen oder Chancen fallen 

nicht darunter. Das Recht zur Teilnahme am Gemeingebrauch an öffentlichen Straßen 

umfasst von vornherein nicht das Recht auf Beibehaltung einer bestimmten Verkehrslage 

(vgl. BVerwG, Urt. v. 11.11.1983, 4 C 82/80, juris Rn. 17) oder sonstiger Lagevorteile (vgl. 

BVerwG, Beschl. v. 30.1.1990, 4 B 21/90, juris Rn. 6; OVG Hamburg, Beschl. v. 2.10.1998, 

2 Bs 356/98, juris Rn. 5). Zwar umfasst der Anliegergebrauch bei gewerblich genutzten 

Grundstücken regelmäßig die Erreichbarkeit mit dem Kraftfahrzeug. Dieser beschränkt sich 

aber nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls in aller Regel auf einen zeitlich 

beschränkten und insbesondere nicht notwendig unmittelbar bis vor den Betrieb 
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reichenden Lieferverkehr (vgl. VGH München, Beschl. v. 29.11. 2024, 8 CS 24.1462, juris 

Rn. 63 m.w.N.).  

 

Daran gemessen haben die Antragsteller keine Verletzung ihres jeweiligen Rechts aus  

Art. 14 GG glaubhaft gemacht. In allen Fällen ist unstreitig die Zugänglichkeit des jeweiligen 

Betriebsgrundstücks, einschließlich auf den Grundstücken bereits vorhandener 

Parkmöglichkeiten, die auch nicht reduziert werden, gewährleistet. Selbiges gilt für die 

Möglichkeiten der Warenanlieferung sowie dem Be- und Entladen von Lieferfahrzeugen. 

Vor dem Betrieb des Antragstellers zu 2) wird im Zuge der Baumaßnahme eine Ladezone 

eingerichtet. Die Antragstellerin zu 3) nutzt nach eigenem Vorbringen für Anlieferungen die 

von der Planung nicht direkt betroffene Straße […]. Auch wenn angenommen wird, dass 

sich die Parksituation in jener Straße aufgrund des Umbaus des streitbefangenen 

Straßenabschnitts in der Rodigallee durch Ausweichverhalten erheblich verschlechtern 

wird, ist nicht hinreichend gesichert ersichtlich, dass – im Sinne der genannten rechtlichen 

Grenzen  (vgl. o., VGH München, Beschl. v. 29.11. 2024, 8 CS 24.1462, juris Rn. 63 m.w.N.) 

– der Lieferverkehr hier zwingend in unmittelbarer Nähe des Betriebs erfolgten müsste und 

dass die Nutzung des vorhandenen betriebseigenen Parkplatzes zu diesen Zwecken der 

Antragstellerin nicht möglich oder unzumutbar würde.  

 

Soweit sie den Verlust von Parkmöglichkeiten zu anderen Zwecken als der notwendigen 

Anlieferung in der unmittelbaren Nähe der jeweiligen Betriebsgrundstücke als 

rechtsverletzend rügen, dringen die Antragsteller ebenfalls nicht durch. Wie dargelegt, 

können nach ständiger Rechtsprechung selbst dinglich berechtigte Wohnanlieger dieses 

Recht nicht für sich beanspruchen. Dementsprechend besteht erst recht kein Abwehrrecht 

gegen die erschwerte Straßennutzung durch Dritte (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 4. 

Mai 2020, 7 ME 37/20, juris Rn. 7). Grundrechtliche Relevanz wird erst für den Fall 

anerkannt, dass der „Kontakt“ des Betriebs oder der Praxis für die Kunden und Patienten 

„nach außen“ (OVG Lüneburg, a.a.O.) – auch faktisch – nicht mehr gewährleistet ist. Dafür 

bestehen vorliegend keine hinreichenden Anhaltspunkte. Selbst für Arztpraxen kann ein 

genereller Anspruch auf einen nahegelegenen Parkplatz nicht hergeleitet werden kann 

(VGH München, a.a.O., Rn. 38). Auch insoweit gilt, dass etwaige bisherige Lagevorteile 

nicht subjektiv-rechtlich gesichert sind, was mit der Erwägung begründet werden mag, dass 

sich der Betrieb von Arztpraxen selbst in Fußgängerzonen praktisch durchführen lässt. 

Soweit hierbei auch die Belange der Patienten in laufender Behandlung betroffen sind, 

dürfte die subjektiven Rechte allein diesen, d.h. nicht den tatsächlich mitbetroffenen Ärzten 

zugeordnet sein.  
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Soweit für einige der Antragsteller geltend gemacht wird, die Erreichbarkeit ihres jeweiligen 

Betriebs bzw. der Arztpraxis sei aufgrund des zu erwartenden höheren Stauaufkommens 

erschwert, kann in Ansehung der dargelegten engen, in ständiger Rechtsprechung 

angewandten Maßstäbe – die insbesondere gegenüber dem Straßenbau kein Recht auf 

günstigen Verkehrsfluss hergeben – eine Verletzung potentiell einschlägiger subjektiver 

Rechte ebenfalls nicht festgestellt werden.  

 

 

II. 
 

1. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO, § 159 Satz 1 VwGO i.V.m.  

§ 100 Abs. 1 ZPO. 

 

2. Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 53 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 52 Abs. 2 GKG. Das 

Gericht teilt die hierzu geäußerte Ansicht der Antragsteller, wonach der für die Anfechtung 

von förmlichen Planfeststellungen regelhaft vorgesehene Wert übersetzt wäre. Die 

Einzelwerte sind aufgrund der subjektiven Antragshäufung gemäß § 39 Abs. 1 GKG zu 

addieren. Der sich daraus insgesamt ergebende Betrag ist im Eilverfahren in Anlehnung an 

den das Gericht nicht bindenden, aber als sachgerecht erachteten Vorschlag in Nr. 1.5 des 

Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Fassung der im Februar 2025 

beschlossenen Änderungen wiederum zu halbieren. 

 

 

 
 


